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Das Denken und Handeln extrem rechter Ak-
teure begleitete die Bundesrepublik seit ihrer
Gründung und ist damit genuiner Bestandteil
der zeitgeschichtlichen Forschung. Dennoch
behandelten Historiker das Thema bislang
eher lückenhaft und überließen die meisten
Studien zur sogenannten „Neuen Rechten“
anderen Disziplinen wie der Politik- und So-
zialwissenschaft. Deren Vertreter wiederum
verwiesen des Öfteren darauf, dass Begrif-
fe wie „Neue Rechte“, „Rechtspopulismus“
oder „Rechtsextremismus“ historisiert wer-
den müssten, um Ausdifferenzierungen bes-
ser sichtbar zu machen. So ist den allermeis-
ten Wissenschaftlern, die sich mit der Erfor-
schung der extremen Rechten befassen, allzu
bewusst, dass nur enge interdisziplinäre Zu-
sammenarbeit diesem heterogenen Themen-
komplex gerecht wird. Der Workshop knüpf-
te an diese Forderung an und setzte sich zum
Ziel, interdisziplinäre Perspektiven auf die
zeitgeschichtliche Erforschung der extremen
Rechten auszuloten und mögliche Koopera-
tionen zu initiieren.

Begrüßt wurden die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer von FRANK BÖSCH (Potsdam),
der darauf verwies, dass sowohl die Proble-
matik der Begrifflichkeiten als auch die Refle-
xion des Beobachtungsstandpunktes alle Dis-
ziplinen vor Herausforderungen stelle. So gel-
te es, den fließenden Übergängen des poli-
tischen Spektrums durch einen breiten Zu-
griff gerecht zu werden, ohne dabei Pauscha-
lisierungen vorzunehmen. Neben dem zeit-
geschichtlichen Fokus auf Wandlungsprozes-
se seien vor allem Beziehungen zwischen ost-
und westdeutschen Perspektiven sowie Fra-
gestellungen der Genderforschung stärker zu
berücksichtigen.

YVES MÜLLER (Hamburg) betonte in sei-

nem einführenden Vortrag, dass Politikwis-
senschaftler wie Kurt P. Tauber schon in
der frühen Nachkriegszeit auf problematische
Kontinuitäten des antidemokratischen Natio-
nalismus verwiesen hätten, während die Ge-
schichtswissenschaft noch bis in die 1960er-
Jahre eine stabilisierende Defensivposition
eingenommen und sich zu lange ausschließ-
lich mit der Epoche des Nationalsozialismus
befasst habe. Erst das Erstarken der NPD
habe die ersten zeithistorischen Studien zur
antidemokratischen Rechten in der Bundes-
republik initiiert, die sich zunächst vor al-
lem mit parteipolitischen Strukturen, später
jedoch auch mit sozialen Bewegungen und
ideengeschichtlichen Ansätzen beschäftigten.
Die Stärke der Zeitgeschichte liege dabei ins-
besondere darin, die historische Entwicklung
der Rechten als „Vorgeschichte der Gegen-
wart“ zu interpretieren und dabei auch Dis-
kurse revisionistischer Geschichtspolitik in
den Blick zu nehmen.

Zu Beginn des ersten Panels beleuchtete
DOMINIK RIGOLL (Potsdam) den Umgang
des alliierten Besatzungsregimes mit der Ge-
fahr von rechts. So habe die rigide behördli-
che Kontrolle und Re-Education zu einer Ra-
dikalisierung ehemaliger NS-Eliten und Soli-
darität seitens der Bevölkerung geführt. Die
„Umarmungspolitik“ der frühen Bundesre-
publik habe auf diese Probleme reagiert, in-
dem sie ehemalige NS-Eliten in die junge De-
mokratie einband. Dies geschah jedoch nicht
nach dem sozialdemokratischen Prinzip des
„Demokratieschutzes“, das auch eine rech-
te Unterwanderung des Staates hätte ver-
hindern sollen, sondern nach dem christde-
mokratischen Prinzip des „Staatsschutzes“,
das selbst radikalnationalistische Kräfte über
den Antikommunismus integriert habe. Die
staatsrechtliche Stabilisierung der Bundesre-
publik sei damit um den Preis eines Rechts-
rucks erfolgt, der innerhalb der Parteien und
Behörden vollzogen wurde.

SARAH SCHULZ (Kassel) betonte im An-
schluss, dass das Verbot der Sozialistischen
Reichspartei (SRP) 1952 durch das Bundes-
verfassungsgericht (BVG) nicht nur erstmals
den Begriff der freiheitlich-demokratischen
Grundordnung einführte, sondern zugleich
eine Geschichtsdeutung des Nationalsozialis-
mus vermittelt habe, die die Wahrnehmung
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des Rechtsextremismus in der Nachkriegs-
zeit entscheidend geprägt habe. Kennzeich-
nend sei hierbei der konstruierte Gegensatz
zwischen einer romantisierten jugendlichen
Männlichkeit, die von einer straff organisier-
ten Führung manipuliert und verführt wor-
den sei. Mit dieser Interpretation habe das
BVG zugleich ein Bedrohungsszenario der
„kalten Revolution“ skizziert, das sich nahtlos
auf die Gefahr der „Unterwanderung“ durch
den Kommunismus übertragen ließ.

JULIA KLEINSCHMIDT (Göttingen) stell-
te zu Beginn des zweiten Panels heraus, dass
sowohl Migration als auch der oft damit ver-
bundene Rassismus bislang zu den „blin-
den Flecken“ der Gesellschaftsgeschichte der
Bundesrepublik gehörten. Spätestens ab den
1980er-Jahren sei die Identität der Bundes-
republik auch durch die Zuschreibung der
Zugehörigkeit von Einwanderern verhandelt
worden, woran sich rechtsextreme Akteure
im Rahmen zahlreicher „Asyldebatten“ be-
teiligt hätten. Zwar konzentrierten sich ihre
Handlungsfelder vornehmlich auf Wahlpro-
paganda und Gewalt, zugleich beeinflussten
die von gesellschaftlichen Ängsten gepräg-
ten Diskurse jedoch auch Regierungskoalitio-
nen und die zunehmend restriktive Migrati-
onspolitik. Sowohl antimuslimische Stereoty-
pe als auch der Vorwurf einer gezielten „Asyl-
Invasionspolitik“ seien so als rechtsextreme
Narrative etabliert worden.

Daran anschließend befasste sich CHRIS-
TOPH SCHULZE (Potsdam) mit zeitge-
schichtlichen Perspektiven auf die Kultur des
Rechtsrock am Beispiel von Brandenburg und
unterstrich, dass sich gerade im nicht ex-
plizit politischen Denken und Handeln des
Rechtsextremismus reproduktionsfähige Ide-
en und Formen der Identitätskonstruktion be-
obachten ließen. So verdeutliche der Rechts-
rock nicht nur militante Organisationsstruk-
turen und Kulturen der Gewalt, sondern
ebenso transnationale Vernetzungen einer ex-
tremen Rechten wie auch die Funktionswei-
se politischer Instrumentalisierung von Ju-
gendkultur. Dabei gelte es genauso Dimen-
sionen von Geschlechtskonstruktionen stär-
ker zu thematisieren wie die bislang kaum er-
forschte Skinhead- und Neonazi-Szene in der
DDR.

An diese Forderung knüpfte HENRIKE

VOIGTLÄNDER (Potsdam) zu Beginn des
dritten Panels an und präsentierte die Sicht
des Ministeriums für Staatssicherheit auf
rechtsextreme Frauen in der DDR anhand
des Materials einer 2016 eröffneten Ausstel-
lung der Amadeu Antonio Stiftung. Die Pra-
xis der DDR-Führung, Rechtsextremismus als
Problem des „Westens“ zu externalisieren,
verknüpfe sich hierbei mit geschlechtsspezifi-
schen Stereotypen. So habe man Frauen aus
der Neonazi-Szene entweder aufgrund von
„Rowdytum“ oder einer „asozialen Lebens-
weise“ entpolitisiert, um rechtsextreme Hin-
tergründe zu kaschieren, ihnen aber zugleich
eine eigene politische Einstellung nur selten
zugetraut und sie im Zweifelsfall als „Mit-
läuferinnen“ klassifiziert. Eine mikroperspek-
tivische und quellenkritische Auswertung der
MfS-Akten sei daher auch für die Rechtsextre-
mismusforschung ergiebig.

ANKE HOFFSTADT (Düsseldorf) proble-
matisierte im letzten Vortrag des Tages die
Darstellung von Gewalt sowohl in rechtsex-
tremen Comic-Strips als auch in Graphic No-
vels aus der historisch-politischen Bildungs-
arbeit. Die Wirkung auf die häufig jungen Re-
zipienten sei dabei in beiden Fällen nur we-
nig erforscht, knüpfe jedoch an zentrale zeit-
geschichtliche Fragestellungen nach der Ver-
mittlung von Emotionen sowie hegemonialen
Konstrukten von Männlichkeit an. Politisch
aufklärerische Comics seien inzwischen als
Format der journalistischen Reportage akzep-
tiert, nutzten jedoch sowohl drastische Ge-
waltszenen als auch NS-Symbolik zum Teil
nur illustrativ. Während Gefühle nach Ge-
walthandlungen nur selten dargestellt wür-
den, sei eine solche Erweiterung der Perspek-
tive in der politischen Bildung sinnvoll, um
die Attraktivität oft stereotyper Gewaltszenen
zu dekonstruieren.

Die offene Abschlussdiskussion konzen-
trierte sich auf organisatorische und insti-
tutionelle Möglichkeiten der künftigen Ver-
netzung und interdisziplinären Zusammen-
arbeit. Dabei verwiesen sowohl Teilnehmer
aus der universitären Lehre und Forschung,
der Bildungsarbeit in Gedenkstätten, Muse-
en und Schulen sowie der Beratungsarbeit
gegen Rechtsextremismus auf die Potentia-
le einer thematisch fokussierten Kooperati-
on, die von dem Austausch von Forschungs-
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daten und Archivmaterial bis zur Etablie-
rung regelmäßiger Veranstaltungen und Pu-
blikationen reichte. Diskutiert wurde, inwie-
fern sich Organisationsformen künftig ausdif-
ferenzieren ließen, um verschiedene kleine-
re Workshops und Veranstaltungen zu imple-
mentieren, die dann in größerem Kreis wieder
zusammenfänden. Zugleich gelte es, ergeb-
nisorientiert sowohl über Methoden, Begrif-
fe und präzisere Konturen des Forschungs-
feldes zu diskutieren als auch Möglichkei-
ten finanzieller und publizistischer Ressour-
cen auszuloten. Für die mögliche Etablierung
eines Netzwerks der zeithistorischen Rechts-
extremismusforschung stellte die Tagung in
Potsdam somit den Anfang eines offenen Pro-
zesses dar.

Konferenzübersicht:

Frank Bösch (Potsdam): Begrüßung

Yves Müller (Hamburg): Einführung: „Nor-
malfall“ Neonazi – Oder: Gibt es eine zeithis-
torische Rechtsextremismusforschung?

Panel I – Gefahr von rechts und innere Sicher-
heit
Moderation: Gideon Botsch (Potsdam)

Dominik Rigoll (Potsdam): Die Gefahr von
rechts nach dem Nationalsozialismus

Sarah Schulz (Kassel): Opposition und Staats-
katastrophe – Juristische Geschichtsdeutung
am Beispiel des SRP-Verbots 1952

Panel II – Politik und Kultur der extremen
Rechten
Moderation: Hendrik Puls (Bochum)

Julia Kleinschmidt (Göttingen): „Ausländer-
stopp – damit wir eine Zukunft haben!“ Die
extreme Rechte Westdeutschlands im Vorfeld
der Asyldebatte

Christoph Schulze (Potsdam): Rechtsrock –
Zur Geschichte einer Kultur der extremen
Rechten am Beispiel des Landes Brandenburg

Panel III – Rechtsextremismus und politische
Bildung
Moderation: Esther Lehnert (Berlin)

Henrike Voigtländer (Potsdam): Vom
„Fußball-Skin“ zum „Kontrollmaterial
Faschist“ - Rechtsextreme Frauen in der DDR

Anke Hoffstadt (Düsseldorf): Der Neonazi im
Comic-Strip – Über Graphic Novels in der
historisch-politischen Bildung

Gemeinsame Abschlussdiskussion
Moderation: Sebastian Bischoff (Paderborn)

Tagungsbericht Rechtsextremismus als Gegen-
stand der Zeitgeschichte. 01.02.2019, Potsdam,
in: H-Soz-Kult 30.03.2019.
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